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Betriebsvereinbarung zum betrieblichen Eingliederungsmanagement - BEM 

Präambel 

Diese Betriebsvereinbarung hat das gemeinsame Ziel der Betriebsparteien, die Gesundheit der Arbeit-
nehmer1 zu erhalten und zu fördern. Gemäß § 167 Abs. 2 SGB IX werden Standards für die Durchfüh-
rung eine betrieblichen Eingliederungsmanagements – im Weiteren BEM – eingeführt, um die Teil-
nahme am Arbeitsleben zu gewährleisten und die hierfür notwendige Arbeitsfähigkeit zu erhalten, zu 
verbessern und wiederherzustellen und die Fehlzeiten und Krankheitskosten zu reduzieren. Auf der 
Basis der gemeinsamen Zielsetzung werden die Geschäftsleitung, der Betriebsrat und die Schwerbe-
hindertenvertretung Maßnahmen zur Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben vereinbaren. Dazu kön-
nen externe Stellen hinzugezogen werden. Die Durchführung des BEM ist wesentlicher Bestandteil ei-
ner gesundheitsbewussten Unternehmenspolitik, das heißt sie ist von der erforderlichen Zustimmung 
des betroffenen Mitarbeiters und der aktiven Unterstützung weitere Beteiligter abhängig. 

Vor diesem Hintergrund vereinbaren die _______________ – im Weiteren die Arbeitgeberin – und der 
Betriebsrat folgende Betriebsvereinbarung zur Durchführung des BEM: 

§ 1 Persönlicher und räumlicher Geltungsbereich 

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer im Betrieb …..… inklusive der Auszubildenden mit 
Ausnahme der leitenden Angestellten im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG. 

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich 

Diese Betriebsvereinbarung regelt die Rahmenbedingungen für die Durchführung des BEM im Sinne 
des § 167 Abs. 2 SGB IX. 

§ 3 Begrifflichkeiten 

- BEM-Koordinator 
Mitarbeiter des Betriebs, der für die Feststellung der BEM-Berechtigten und für das Angebot 
zur Durchführung des BEM verantwortlich ist. Der BEM-Koordinator stellt die Schnittstelle zum 
Fallmanager dar. 

- Fallmanager 
Spezielle geschulter Mitarbeiter eines externen Dienstleisters, der für die Koordination und 
Durchführung des BEM-Verfahrens ab der Einladung zum Erstgespräch verantwortlich ist. Der 
Fallmanager koordiniert das BEM-Team und ist Ansprechpartner für den Mitarbeiter und den 
am BEM beteiligten Personen für alle das BEM betreffenden Angelegenheiten. Er nimmt, falls 
erforderlich, Kontakt zu externen und internen Stellen auf. Er organisiert die Termine und doku-
mentiert alle Phasen des BEM-Verfahrens. 

- BEM-Team 
Team aus verschiedenen Funktionen, das einzelfallbezogen vom Arbeitnehmer, unterstützt 
durch den Fallmanager zusammengestellt wird. Es begleitet vollständig oder teilweise das 
BEM-Verfahren. 

- Maßnahmen des BEM 
Maßnahmen des BEM sind bedarfsorientiert und können Maßnahmen der Prävention, Gesund-
heitsförderung, Rehabilitation und Eingliederung umfassen. 

- Prävention 
Hierunter versteht man die Aufdeckung von Fehlbeanspruchungen und Leistungsbeeinträchti-
gungen sowie die Ergreifung von Maßnahmen zur Vermeidung von arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren, gesundheitlichen Beeinträchtigungen und arbeitsbedingten Erkrankungen. 

- Gesundheitsförderung 
Diese umfasst insbesondere die Verhaltens- („Den Arbeitnehmern sind geeignete Anweisungen 
zu erteilen“) und Verhältnisprävention („Gefahren sind an der Quelle zu bekämpfen“), den Ab-
bau von Belastungen am Arbeitsplatz sowie die Stärkung der Selbstbestimmung durch die För-
derung eines Gesundheitsbewusstseins. 

- Rehabilitation 
Der Prozess der Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit, die Förderung der arbeitsrelevanten 
Fähigkeiten und die Suche nach geeigneten Einsatzmöglichkeiten und Tätigkeitsbereichen wird 
hierunter verstanden. 

 

1 Eine geschlechtsspezifische Unterscheidung unterbleibt aus Gründen der besseren Lesbarkeit des Textes. 
Mit dieser Formulierung sind alle Geschlechter gleichermaßen angesprochen. 
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- Eingliederung 
Eingliederung ist der optimale Einsatz der Arbeitnehmer gemäß ihrer Fähigkeiten und Fertig-
keiten in den Arbeitsprozess, vorrangig am ursprünglichen Arbeitsplatz. 

- Externe Stellen 
Zu den externen Stellen zählen zB die Rehabilitationsträger, die Träger der Renten-, Kranken- 
und Unfallversicherungen, die Bundesagentur für Arbeit, das Integrationsamt, der Integrations-
fachdienst und sonstige Rehabilitationseinrichtungen. 
 

§ 4 Ziele 

(1) Ziele des BEM sind, 

- die Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, auch um eine eventuelle krankheitsbedingte Kündigung 
zu vermeiden, 

- die Arbeitsfähigkeit zu erhalten und zu fördern und den Arbeitsplatz der von Krankheit oder 
Behinderung betroffenen Arbeitnehmer zu erhalten, 

- erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen, beispielsweise durch Ergreifung geeigneter Präven-
tionsmaßnahmen, 

- Krankheiten und Behinderungen im medizinischen Sinne, die am Arbeitsplatz entstehen kön-
nen, zu vermeiden, 

- eine stärkere Wahrnehmung der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers zu erreichen. 

(2) Der Arbeitgeber, der Betriebsrat und die Schwerbehindertenvertretung bekräftigen, dass Arbeitneh-
mer nicht wegen ihrer Krankheit, schwerbehinderte und behinderte Arbeitnehmer nicht wegen ihrer Be-
hinderung, benachteiligt werden dürfen. 

(3) Ziel des BEM ist es nicht, arbeitsrechtliche Maßnahmen zu Lasten des Arbeitnehmers vorzubereiten. 

§ 5 BEM – Beteiligte und Aufgaben 

(1) Der Arbeitgeber beauftragt eine externe Beratungsfirma, die professionelle und entsprechend qua-
lifizierte BEM-Berater zur Verfügung stellt. Der BEM-Berater begleitet und berät den betroffenen Arbeit-
nehmer während des BEM-Prozesses. Seine Aufgabe ist es, die Ziele des § 3 zu erreichen. Er unterliegt 
der Schweigepflicht, sofern der Arbeitnehmer ihn nicht ausdrücklich entbindet. 

(2) Der externe BEM-Berater entscheidet im Einzelfall mit schriftlicher Zustimmung des Arbeitnehmers, 
ob und gegebenenfalls welche weiteren Beteiligten im BEM-Prozess mitwirken. Nach erfolgter Einwilli-
gung des Arbeitnehmers kann im Bedarfsfall hinzugezogen werden: 

- Betriebsärztin/Betriebsarzt 

- Mitglied des Betriebsrats 

- Schwerbehindertenvertretung 

- Vertreter des Integrationsamtes bzw. der Integrationsfachdienste, 

- Vertreter des Rehabilitationsträgers (Berufsgenossenschaft, Krankenkasse oder Rentenver-
sicherung) 

- Arbeitsamt 

- Fachkraft für Arbeitssicherheit/Sicherheitsbeauftragter des Bereichs 

- direkter Vorgesetzter und / oder Abteilungsleiter 

- Mitarbeiter der Personalabteilung. 

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, eine außerbetriebliche Vertrauensperson (zB Rechtsanwalt) zu den 
Gesprächen hinzuzuziehen. Wenn die Gespräche innerhalb des Betriebsgeländes des Arbeitgebers 
stattfinden, hat der Arbeitgeber dieser dritten Person Zugang zum Betriebsgelände zu gewähren, außer 
es sprechen wichtige Gründe des Arbeitgebers dagegen. 

(3) BEM-Gespräche finden bei Arbeitsfähigkeit während der Arbeitszeit statt, bei Arbeitsunfähigkeit nur, 
wenn der Arbeitnehmer dazu bereit und in der Lage ist. Der Arbeitgeber stellt für die Gespräche in 
Absprache mit dem Betriebsrat geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung. Gespräche sind auf Wunsch 
des Arbeitnehmers außerhalb der Arbeitsstelle möglich. 
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(4) In Zusammenarbeit mit den Sozialleistungsträgern sowie sonstigen externen Stellen erstellt der 
BEM-Berater einen Katalog für präventive Maßnahmen und entwickelt ein Konzept zur betriebsnahen 
Rehabilitation und Regelungen zur stufenweisen Wiedereingliederung. 

(5) Zur Sicherung und Begleitung des BEM-Prozesses wird ein übergreifender, vom Einzelfall unabhän-
giger, BEM-Lenkungsausschuss gebildet. Der BEM-Lenkungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 

- dem BEM-Berater 

- einem Mitglied des Betriebsrats, 

- der Schwerbehindertenvertretung, 

- dem Betriebsarzt, 

- einem Mitglied der Personalleitung und 

- einem Mitglied der Geschäftsleitung 

(6) Aufgabe des BEM-Lenkungsausschusses ist es, alle übergreifenden Informationen zum BEM zu 
erörtern, zu verarbeiten, zu bewerten und die Umsetzung betrieblicher Maßnahmen im Prozess zu be-
schleunigen. Dabei stehen die Kontrolle der Einhaltung des vereinbarten BEM-Prozesses, die Kontrolle 
der Durchführung der vereinbarten Maßnahmen und die Ergebnissicherung/Erfolgskontrolle der Maß-
nahmen sowie die Ableitung übergreifender Themenfelder im Sinne der gesundheitlichen Prävention im 
Vordergrund. Der BEM-Lenkungsausschuss trifft sich während der Einführungsphase des BEM einmal 
pro Monat, später einmal pro Quartal. 

§ 6 Einleitung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 

(1) Die Personalabteilung wertet spätestens zum fünften Arbeitstag eines jeden Monats die Summe der 
Arbeitsunfähigkeitszeiten pro Arbeitnehmer des Vormonats aus. Hierbei ist von jeden Tag, an dem eine 
Arbeitsunfähigkeit bestanden hat, ein Jahr zurückzurechnen, um die kumulierten Arbeitsunfähigkeits-
zeiten zu ermitteln. Der Arbeitgeber leitet für Arbeitnehmer, die innerhalb des jeweils zurückliegenden 
Jahreszeitraums insgesamt länger als sechs Wochen arbeitsunfähig erkrankt waren, das BEM-Verfah-
ren ein. 

(2) Zur Einleitung des BEM-Prozesses erhält der Arbeitnehmer von der Personalabteilung ein Informa-
tionsschreiben inklusive Rückantwortschreiben (Anlage 1). 

(3) Im Informationsschreiben sind dem Arbeitnehmer die Ziele des BEM zu erläutern und es ist darauf 
hinzuweisen, dass die Einleitung und Durchführung des BEM freiwillig ist und der schriftlichen Zustim-
mung des Arbeitnehmers bedarf. Die schriftliche Zustimmung führt zum Start des BEM-Prozesses. Er-
folgt innerhalb von sechs Wochen keine schriftliche Zustimmung wird mit einem Erinnerungsschreiben 
das Angebot auf die Durchführung eines BEM wiederholt. Erfolgt erneut keine fristgemäße (weitere vier 
Wochen) schriftliche Zustimmung, gilt das aktuelle Angebot zum BEM-Prozess als abgelehnt. 

§ 7 BEM-Informationsgespräch 

(1) Am Informationsgespräch nehmen grundsätzlich nur der betroffene Arbeitnehmer und der BEM-
Berater teil. Auf Wunsch des Arbeitnehmers kann eine Vertrauensperson (zB Kollege, Mitglied des Be-
triebsrats, Vorgesetzter, eine Person aus dem privaten Umfeld oder ein Rechtsanwalt) hinzugezogen 
werden. 

(2) Das Informationsgespräch dient dem betroffenen Arbeitnehmer zur ersten Information und der an-
schließenden Entscheidungsfindung zum BEM-Prozess. Im Informationsgespräch sind die Möglichkei-
ten des BEM, der BEM-Prozess und die Leistungen des BEM-Beraters vorzustellen. 

(3) Wenn der betroffene Arbeitnehmer seine Zustimmung zur Einleitung des BEM-Prozesses erteilt, 
werden folgende Dokumente vorgelegt, bei Einverständnis unterschrieben und gegenseitig ausgehän-
digt: 

- Einwilligungserklärung zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
gemäß § 51 Bundesdatenschutzgesetz (Anlage 2) 

- Einwilligungserklärung zum BEM (Anlage 3) 

- wenn erforderlich und vom Arbeitnehmer gewollt und nach Beratung durch den BEM-Bera-
ter, Entbindungserklärung von der Schweigepflicht (Anlage 4) 

§ 8 Klärungsgespräch und Hinzuziehung externer Sachverständiger 



© Rechtsanwalt Michael Neuhierl  Neuhierl & Gierke Rechtsanwälte – Partnerschaft  Ludwigstraße 6  82256 Fürstenfeldbruck 

(1) Nach Zustimmung des Arbeitnehmers zur Einleitung des BEM ist im Erstgespräch durch den BEM-
Berater mit dem betroffenen Arbeitnehmer zu beraten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden 
und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz 
des Arbeitnehmers erhalten werden kann. Im Rahmen des Erstgesprächs werden zum ausschließlichen 
Gebrauch für den BEM-Berater das Datenblatt BEM (Anlage 5) und das Formular der empfohlenen 
Maßnahmen (Anlage 6) eingesetzt. 

(2) Während des Erstgesprächs sind insbesondere die arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und be-
trieblichen Ursachen sowie mögliche Lösungen und Maßnahmen zu klären. Als Hilfestellungen dienen 
die vorhandenen Gefährdungsbeurteilungen und die aktuelle Arbeitsplatzbeschreibung. 

(3) Der BEM-Berater wird im schriftlichen Einvernehmen mit dem betroffenen Arbeitnehmer nach dem 
Erstgespräch für den Fall, dass Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Be-
tracht kommen, die Rehabilitationsträger oder bei schwerbehinderten Mitarbeitern das Integrationsamt 
sowie den Betriebsarzt, behandelnde Ärzte, medizinische Einrichtungen, die Krankenkasse oder Be-
rufsgenossenschaft hinzuziehen. 

§ 9 Maßnahmen- bzw. Eingliederungsplan 

(1) Durch den BEM-Berater ist unter Beteiligung der oben angegebenen Stellen ein individueller Maß-
nahmenplan festzulegen und, soweit betriebliche Maßnahmen vorgeschlagen werden, mit der Ge-
schäftsleitung abzustimmen. Folgende Punkte sind in dem Maßnahmenplan (Anlage 8) zu hinterlegen: 
umzusetzende Maßnahme, Verantwortlicher für die Umsetzung und Zeitrahmen für die Umsetzung. 

(2) Als betriebliche Maßnahmen können zB zur Anwendung kommen: 

1. Arbeitsplatz- und Ablaufanalysen, 

2. Umgestaltung des Arbeitsplatzes, 

3. Prüfung alternativer Einsatzmöglichkeiten, 

4. Maßnahmen der Gesundheitsförderung, 

5. Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung und Fortbildung, 

6. Maßnahmen der betriebsnahen Rehabilitation einschließlich Maßnahmen der stufenweisen Wie-
dereingliederung während bestehender Arbeitsunfähigkeit. 

(3) Die Umsetzung der betrieblichen Maßnahmen ist nach Zustimmung des betroffenen Arbeitnehmers 
vom jeweils benannten Verantwortlichen zB (Geschäftsleitung, Personalleitung) innerhalb des Umset-
zungszeitrahmens zu veranlassen. 

(4) Hierbei hat der BEM-Berater insbesondere folgenden Aufgaben: 

- Kontaktaufnahme zu externen Stellen, 

- Beratung und Unterstützung der betroffenen Arbeitnehmer, 

- erforderliche Beantragung von Maßnahmen, 

- Beratung und Unterstützung aller Beteiligten bei der Maßnahmenumsetzung, 

- Zusammenarbeit mit den beteiligten Personen und Behörden sowie 

- Überprüfung des Erfolgs der Maßnahmen. 

(5) Der Arbeitgeber trägt die Kosten der Maßnahmenumsetzung, soweit kein anderer Kostenträger zur 
Kostenübernahme bereit oder verpflichtet ist. 

§ 10 Arbeitsplatzsicherung 

Die Arbeitsplatzsicherung erfolgt nach folgendem Stufenplan. Die inhaltliche Ausgestaltung der Stufen 
wird zwischen dem Berater und den weiteren am BEM-Prozess Beteiligten gemäß § 4 Abs. 2 fallbezo-
gen vereinbart. 

- Stufe I: Ausschöpfung aller Veränderungsmöglichkeiten zum Verbleib am bisherigen Ar-
beitsplatz. 

- Stufe II: Angebot eines vergleichbaren Arbeitsplatzes. 

- Stufe III: Vereinbarung der Versetzung auf einen den jeweiligen Fähigkeiten entsprechenden 
Arbeitsplatz. 
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Sollte sich auf Grund des BEM-Prozesses ergeben, dass ein Arbeitnehmer auf einen niederwertigen 
Arbeitsplatz versetzt werden muss, wird die Differenz zum bisherigen Gehalt durch eine Besitzstands-
zulage ausgeglichen, die mit etwaig stattfindenden Gehaltserhöhungen verrechnet und entsprechend 
aufgezehrt wird. 

§ 11 Beendigung des BEM-Verfahrens 

(1) Der BEM-Prozess endet grundsätzlich mit dem Abschluss der Umsetzung der vereinbarten Maß-
nahmen. Im Einzelfall kann der BEM-Berater einen abweichenden Zeitpunkt vorschlagen. Der BEM-
Prozess endet jedenfalls, sobald der Arbeitnehmer seine Zustimmung zur Teilnahme widerruft, seinen 
Pflichten im Prozess nicht nachkommt oder den BEM-Prozess für beendet erklärt. 

(2) Alle BEM-Daten (BEM-Akte), mit Ausnahme der unter § 14 ausdrücklich genannten Dokumente, 
werden unverzüglich nach Abschluss des BEM ausschließlich dem Arbeitnehmer übergeben und die 
Übergabe der Akte wird durch den Arbeitnehmer bestätigt (Anlage 10). Sollte die Übergabe nicht mög-
lich sein, wird die Akte vom BEM-Berater vernichtet. Die Vernichtung hat der BEM-Berater der Perso-
nalleitung anzuzeigen und dem Arbeitnehmer schriftlich zu bestätigen. Sämtliche beim BEM-Berater 
vorhandenen Daten sind von diesem DSGVO-konform zu löschen. 

§ 12 Kündigungsschutz und Nachteilsverbot 

(1) Eine krankheitsbedingte Kündigung ist während der Durchführung des BEM-Prozesses ausge-
schlossen. Betriebsbedingte oder verhaltensbedingte Kündigungen sind von diesem Verbot nicht be-
troffen, gleich ob sie als ordentliche oder als außerordentliche Kündigungen ausgesprochen werden. 

(2) Informationen, die unter Verletzung der Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung gewonnen wur-
den, dürfen nicht verwendet werden. Auf diesen Informationen basierende, für den Arbeitnehmer nach-
teilige Maßnahmen sind unwirksam. 

(3) Wegen der Verweigerung oder wegen des Widerrufs seiner Zustimmung zum BEM-Prozess dürfen 
dem betroffenen Arbeitnehmer am Arbeitsplatz keine Nachteile entstehen. 

(4) Mit der Verweigerung beziehungsweise dem Widerruf seiner Zustimmung zum BEM-Prozess endet 
die Anwendung dieser Betriebsvereinbarung für den Arbeitnehmer. 

§ 13 Datenschutz 

(1) Alle am BEM-Prozess beteiligten Personen sind zur Wahrung des Datenschutzes verpflichtet. Sie 
unterschreiben eine Verpflichtungserklärung, bevor sie am BEM-Prozess beteiligt werden. 

(2) Alle im Rahmen des BEM erfassten medizinischen und nicht-medizinische Daten und erstellte Pro-
tokolle müssen in einer von der Personalakte getrennten BEM-Akte aufbewahrt werden. Der Arbeitneh-
mer hat jederzeit ein Einsichtsrecht in seine BEM-Akte. 

(3) Dem Arbeitgeber ist es verboten, Inhalte der BEM-Akte, die ihm bekannt werden, mit Ausnahme der 
in § 14 dargestellten Punkte gegen den Arbeitnehmer in gleicher welcher Form zu verwenden. 

§ 14 Dokumentation in der Personalakte 

(1) Alle BEM-Daten werden ausschließlich in der BEM-Akte beim BEM-Berater aufbewahrt. 

(2) Davon ausgenommen werden folgende Dokumente der Personalakte hinzugefügt: 

- Anschreiben des Arbeitgebers und Antwortschreiben des BEM-Beraters bzw. des Arbeit-
nehmers, 

- Einwilligungserklärung zum BEM-Prozess, 

- Maßnahmenplan, der unter Mitwirkung der Führungskräfte vereinbart wurde, 

- Feststellung der Beendigung des BEM-Prozesses, 

- Ergebnis des betriebsärztlichen Gutachtens über die Eignung bezüglich des Einsatzes am 
Arbeitsplatz, sofern ein betriebsärztliches Gutachten erstellt und vom Arbeitnehmer freige-
geben wurde. 

§ 15 Anlagen 

Die Anlagen sind Bestandteil der Betriebsvereinbarung und durch die Betriebsparteien zu unterschrei-
ben. 

§ 16 Beilegung von Streitigkeiten 
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Zur Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Auslegung und Durchführung sowie der Weiterent-
wicklung dieser Betriebsvereinbarung ergeben, kann jede Betriebspartei die Einigungsstelle anrufen. 

§ 17 Schlussbestimmungen 

(1) Diese Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. 

(2) Die Erfahrungen mit der Umsetzung dieser Betriebsvereinbarung sind spätestens nach Ablauf von 
einem Jahr nach ihrem Inkrafttreten durch den BEM-Lenkungsausschuss zu bewerten und auf mögliche 
Ergänzungen oder Korrekturen zu überprüfen. 

(3) Sind einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung unwirksam, so wird hierdurch die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 

(4) Strukturierte Fehlzeitengespräche (zB Krankenrückkehrgespräche) werden während des BEM-Pro-
zesses ausgesetzt. 

(5) Diese Betriebsvereinbarung kann von beiden Parteien mit einer Frist von drei Monaten zum Jahres-
ende, erstmals zum 31.12............ gekündigt werden. Im Falle einer Kündigung wirkt diese Betriebsver-
einbarung nach. Die Umsetzung von bereits vereinbarten Maßnahmenplänen wird durch eine Kündi-
gung nicht berührt. 


